
VdgB als demokratische Massenorganisation u. a. von 
der Körperschafts-, der Gewerbe-, der Vermögens- und 
der Umsatzsteuer befreit. Dies bezieht sich jedoch 
nicht auf die von den Organisationseinheiten der 
VdgB — vom Zentralvorstand angefangen bis zu den 
Ortsorganisationen — unterhaltenen Betriebe; jeder 
dieser Betriebe ist vielmehr steuerlich selbständig. 
Die der VdgB angeschlossenen Genossenschaften, wie 
die Bäuerlichen Handelsgenossenschaften, Molkerei­
genossenschaften, Handelsgenossenschaften für Mol­
kereimaschinen und -bedarf, Winzergenossenschaften, 
Obstbau- und Baumschulengenossenschaften und 
Meliorationsgenossenschaften, sind lediglich von der 
Umsatzsteuer befreit.

*

Im Bereich des V e r k e h r s w e s e n s  ist mit der 
Verordnung über das Straßenwesen vom 18. Juli 1957 
(GBl. I S. 377) an die Stelle mehrerer, zum Teil bis auf 
das Jahr 1934 zurückgehender Einzelregelungen eine 
bemerkenswerte Zusammenfassung, Vereinheitlichung 
und Weiterentwicklung des bisher auf diesem Gebiet 
geltenden Rechts getreten.

Der erste Teil der Verordnung behandelt unter dem 
Titel „Das öffentliche Straßennetz“ zunächst die Ein­
teilung, die Bestandteile und die Öffentlichkeit der 
Straßen. Die Öffentlichkeit der Straße ist von dem 
Eigentumsrecht am Straßenland streng zu unterschei­
den; eine öffentliche Straße kann auch in privatem 
Eigentum stehen. Streitigkeiten über die Öffentlich­
keit von Kreisstraßen und kommunalen Straßen in­
nerhalb von Stadtkreisen entscheiden die Räte der 
Bezirke nach Anhören der Beteiligten, und zwar 
schriftlich unter eingehender Begründung; bei Streit 
über die Öffentlichkeit sonstiger kommunaler Straßen 
entscheiden in entsprechender Weise die Räte der 
Kreise.

Der Begriff der Öffentlichkeit ist von besonderer 
Bedeutung für den in § 5 der Verordnung geregelten 
„Gemeingebrauch“, wonach die Benutzung der öffent­
lichen Straßen allen Verkehrsteilnehmern innerhalb 
der Zweckbestimmung der einzelnen Straßen im Rah­
men der verkehrspolizeilichen Bestimmungen gestattet 
ist. Die Beschädigung oder die über das verkehrs­
übliche Maß hinausgehende Verunreinigung der 
öffentlichen Straßen ist eine Überschreitung des 
Gemeingebrauchs und verpflichtet den hierfür Ver­
antwortlichen zum Schadensersatz. Eine den Ge­
meingebrauch übersteigende Nutzung der öffentlichen 
Straßen, wozu auch die Durchführung von Schwer­
last- und Großraumtransporten sowie die Anlegung 
und Unterhaltung von Grundstückszugängen gehören, 
ist nach § 6 als „Sondernutzung“ nur mit vorheriger 
Zustimmung der Straßenverwaltung zulässig. Der Zu­
stimmung der Straßenverwaltung bedarf ferner d,ie 
Errichtung von baulichen Anlagen an Staats- und Be­
zirksstraßen innerhalb der Ortsdurchfahrt sowie an 
Kreisstraßen und kommunalen Straßen.

Der erste Teil der Verordnung enthält außerdem 
noch Bestimmungen über die Pflichten der Anlieger 
und über die Pflichten der Straßenverwaltung bei 
Veränderungen und Verlegungen von Straßen. Für 
Schäden, die den Anliegern bei Veränderungen oder 
Verlegungen von Straßen entstehen und deren Über­
nahme ihnen bei Würdigung aller Umstände nicht zu­
gemutet werden kann, ist durch die Straßenverwal­
tung im Verwaltungsweg ein einmaliger, angemesse­
ner Ersatz zu leisten.

In ihrem zweiten Teil regelt die Verordnung an 
erster Stelle die allgemeinen Aufgaben der Straßen­
verwaltung. Danach wird die Verantwortlichkeit der 
Verwaltungsorgane, angefamigen vom Ministerium für 
Verkehrswesen bis zu den Räten der Städte und 
Gemeinden, für die Verwaltung der einzelnen Straßen­
gruppen festgelegt. In dem abschließenden dritten 
Teil wird klargestellt, welche Betriebe für den Bau, 
die Unterhaltung und die Projektierung von Straßen 
verantwortlich sind.

Die Erste Durchführungsbestimmung vom 27. August 
1957 (GBl. I S. 485) bringt hauptsächlich eine Reihe 
notwendiger Begriffsbestimmungen, z. B. über „Kreis­
straßen“, „Fahrbahn“, „Ortsdurchfahrt“ usw. Im An­
schluß an § 5 Abs. 2 der Verordnung, wonach > der 
Gemeingebrauch im öffentlichen Interesse durch die

Straßenverwaltung im Einvernehmen mit den Dienst­
stellen der Deutschen Volkspolizei beschränkt werden 
kann, wenn es der Straßenzustand erforderlich macht, 
erachtet die Durchführungsbestimmung ein solches 
öffentliches Interesse auch dann für gegeben, wenn 
durch die Beschränkung des Gemeingebrauchs Schä­
den an der Straße vermieden werden oder der 
Straßenverkehr erleichtert und die Verkehrssicherheit 
erhöht wird. Der für die Verunreinigung einer Straße 
Verantwortliche ist verpflichtet, die Straße ohne Auf­
forderung unverzüglich zu säubefn; unterläßt er dies, 
so veranlaßt die Straßenverwaltung, daß die Straße 
auf seine Kosten gesäubert wird.

*

Dem auf dem Gebiet des W o h n u n g s -  u n d  
S i e d l u n g s w e s e n s  zu verzeichnenden Bestreben 
des Gesetzgebers, den Wohnungsbau großzügig zu 
fördern, wie es in den letzten Gesetzgebungsüber­
sichten festgestellt worden und vor allem in den bei­
den grundlegenden Verordnungen vom 24. Januar 
195712 zum Ausdruck gekommen ist, suchen in dieser 
Berichtsperiode eine Reihe von Durchführungs­
bestimmungen gerecht zu werden.

Nach § 6 der Ersten Durchführungsbestimmung zum 
Gesetz über den Staatshaushaltplan 1957 vom 3. Juni 
1957 (GBl. I S. 346) stehen den örtlichen Volksvertre­
tungen 1957 alle Mehreinnahmen und Einsparungen 
für die Finanzierung zusätzlicher Aufgaben (§ 37 
Abs. 8 des Gesetzes über die Staatshaushaltsordnung) 
zur Verfügung; dabei wird den örtlichen Volksvertre­
tungen empfohlen, die Mehreinnahmen und Einspa­
rungen, die für zusätzliche Aufgaben verwendet wer­
den dürfen, in erster Linie für den zusätzlichen Woh­
nungsbau, die Instandsetzung von Wohnraum und 
Straßen, die Entwicklung der Baustoffindustrie u. ä. 
zü verwenden. Des weiteren ist in § 8 den Volksver­
tretungen, die im Rahmen der Pläne des Nationalen 
Aufbauwerks über die Verwendung von Lotto- und 
Totomitteln entscheiden, empfohlen worden, minde­
stens 60 Prozent der Lottomittel in ähnlicher Weise, 
wie oben angegeben, für die Förderung des Woh­
nungsbaus bereitzustellen.

Die Erste Durchführungsbestimmung zur Verord­
nung über die Verbesserung der Verwaltung volks­
eigenen Wohnraumbesitzes vom 7. Juni 1957 (GBl. I 
S. 349) enthält eine genaue Abgrenzung der Verwal- 
tungsdienststellen, die als „volkseigene Wohnungsver­
waltungen“ anzusehen sind und auf die die Verord­
nung Anwendung findet, sowie Einzelheiten über die 
Verwaltung und Verwendung des zugunsten des Woh­
nungsbaus gebildeten zweckgebundenen Fonds. Her­
vorzuheben ist § 4 Abs. 5, wonach Mietpreiissenkungen 
nicht auf die Verordnung über die Verbesserung der 
Verwaltung volkseigenen Wohnraumbesitzes gestützt 
werden und für Wohnraum, der erstmalig bezogen 
wird, keine niedrigeren Mieten als bisher festgesetzt 
werden dürfen; damit ist sichergestellt, daß die durch 
die Anwendung der Verordnung freiwerdenden finan­
ziellen Mittel ausschließlich zur Gewinnung zusätz­
lichen und Erhaltung des bisherigen Wohnraums ver­
wendet werden.

*

In den Berichtszeitraum fallen zwei gesetzgeberische 
Maßnahmen auf dem Gebiet des F i n a n z r e c h t s ,  
die, obwohl im einzelnen in ihrer Zielrichtung unter­
schiedlich, zu einem weiteren Ausbau der sozialisti­
schen Rechtsordnung auf diesem Gebiet geführt haben.

Die Erhebung der Vergnügungssteuer erfolgte bis­
her noch auf der Grundlage von veralteten Steuerord­
nungen, die mit unserem Entwicklungsstand nicht 
mehr in Einklang standen. Dieser Widerspruch ist 
durch die Verordnung über die Erhebung der Ver­
gnügungssteuer vom 18. Juli 1957 (GBl. I S. 381) be­
seitigt worden. Danach sind die für die Erhebung der 
Vergnügungssteuer zur Zeit geltenden örtlichen 
Rechtsnormen aufzuheben und bis spätestens 31. De­
zember 1957 durch neue Steuerordnungen zu ersetzen. 
Grundlage für den Erlaß dieser örtlichen Steuerord­
nungen ist das in der Anlage zu der Verordnung be­
kanntgegebene Muster. Dieses enthält außer den für

12 vgl. Gesetzgebungsübersicht für das I. Quartal 1957, NJ
1957 S. 331.
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